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§ 29 

Bauansuchen 

(1) Um die Erteilung der Baubewilligung ist bei der Behörde schriftlich anzusuchen. Beim Neu-, Zu- 
oder Umbau von Gebäuden ist im Bauansuchen der vorgesehene Verwendungszweck anzugeben. 

(2) Dem Bauansuchen sind die Planunterlagen (§ 31) in dreifacher Ausfertigung sowie die sonstigen 
zur Beurteilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens nach den bau- und raumordnungsrechtlichen 
Vorschriften erforderlichen Unterlagen anzuschließen. Diese haben jedenfalls zu enthalten: 

 a) bei Neu- und Zubauten den Nachweis des Eigentums oder des Baurechtes am Bauplatz oder, 
wenn der Bauwerber nicht Grundeigentümer oder Bauberechtigter ist, die Zustimmungserklärung 
des Grundeigentümers bzw. des Bauberechtigten; für Neu- und Zubauten an Liegenschaften, an 
denen Wohnungseigentum besteht, bedarf es des Nachweises des Miteigentums an der 
Liegenschaft bzw. der Zustimmungserklärung des betreffenden Miteigentümers, nicht jedoch des 
Nachweises der Zustimmung der übrigen Miteigentümer; 

 b) soweit im Hinblick auf den vorgesehenen Verwendungszweck von Gebäuden oder die Art 
sonstiger baulicher Anlagen eine entsprechende Aufschließung des Bauplatzes erforderlich ist, 
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den Nachweis, dass dieser eine entsprechende, rechtlich gesicherte Verbindung mit einer 
öffentlichen Verkehrsfläche hat und eine entsprechende Wasser- und Energieversorgung sowie 
Abwasserbeseitigung sichergestellt ist; 

 c) ein Verzeichnis der an den Bauplatz angrenzenden Grundstücke einschließlich der Namen und 
Adressen der Eigentümer und allfälliger Bauberechtigter; 

 d) den Bewilligungsbescheid 

 1. der Agrarbehörde, wenn der Bauplatz in ein Zusammenlegungsverfahren oder ein 
Flurbereinigungsverfahren einbezogen ist und in der Verordnung über die Einleitung des 
Zusammenlegungsverfahrens bzw. im Bescheid über die Einleitung des 
Flurbereinigungsverfahrens bestimmt ist, dass Bauvorhaben der geplanten Art einer 
Bewilligung der Agrarbehörde bedürfen oder 

 2. der Umlegungsbehörde, wenn der Bauplatz in ein Umlegungsverfahren einbezogen ist und 
Bauvorhaben der geplanten Art einer Bewilligung der Umlegungsbehörde bedürfen; 

dies gilt auch für entsprechende Entscheidungen des Landesverwaltungsgerichts; 

 e) im Fall des § 20 Abs. 3 eine Beschreibung der Abweichungen unter Anführung der betroffenen 
Bestimmungen, eine Beschreibung und erforderlichenfalls planliche Darstellung jener 
Vorkehrungen, mit denen den Erfordernissen nach § 18 Abs. 1, 2 und 4 entsprochen werden soll, 
sowie ein Gutachten über die Eignung dieser Vorkehrungen; das Gutachten muss von einer dazu 
befugten Person oder Stelle erstellt werden. 

(3) Wenn dies in den Fällen des 

 a) § 3 Abs. 2 erster Satz zur Gewährleistung eines im Hinblick auf den vorgesehenen 
Verwendungszweck ausreichenden Schutzes vor Naturgefahren oder 

 b) § 3 Abs. 3 zur Gewährleistung des Schutzes vor schweren Unfällen oder vor einer Vergrößerung 
des Risikos oder einer Verschlimmerung der Folgen solcher Unfälle 

erforderlich ist, ist dem Bauansuchen ein Sicherheitskonzept anzuschließen. 

(4) Ist aufgrund der Lage, der Ausgestaltung oder der Einrichtung des Gebäudes, einer Wohnung 
oder eines sonstigen Gebäudeteiles die Verwendung als Freizeitwohnsitz entgegen dem § 13 Abs. 3 oder 
7 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 nicht auszuschließen, so hat der Bauwerber insbesondere 
durch nähere Angaben über die vorgesehene Nutzung oder über die Art der Finanzierung nachzuweisen 
oder, soweit dies nicht möglich ist, anderweitig glaubhaft zu machen, dass eine Verwendung als 
Freizeitwohnsitz nicht beabsichtigt ist. 

(5) Ist aufgrund der Größe und der Ausgestaltung eines Gebäudes oder mehrerer Gebäude, die in 
einem räumlichen Naheverhältnis stehen und eine funktionale Einheit bilden, die Verwendung als 
Einkaufszentrum nicht auszuschließen, so hat der Bauwerber insbesondere durch nähere Angaben über 
die vorgesehene Nutzung und, sofern darin mehrere Betriebe untergebracht sind, auch über die 
betriebsorganisatorischen Verhältnisse dieser Betriebe zueinander nachzuweisen oder, soweit dies nicht 
möglich ist, anderweitig glaubhaft zu machen, dass eine Verwendung als Einkaufszentrum nicht 
beabsichtigt ist. 
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